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Fall 1

Der Sheikh des Staates Abu Dhabi schloß mit der britischen Firma Petroleum Development einen Ölkonzessionsvertrag. Als es 10 Jahre später zu Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung des Vertrages kam, rief die Firma einen Schiedsrichter an. Dieser hatte vorab zu klären, ob er seine Entscheidung auf der Basis des Völkerrechts oder einen anderen Rechtsordnung zu treffen habe. Der Vertrag selbst enthielt darüber keine Aussage. 

Mußte der Schiedsrichter nach Völkerrecht entscheiden?

Fall 2

Auf einem unter griechischer Flagge fahrenden Fährschiff zwischen Patras und Brin​disi ereignete sich 1971 auf Hoher See eine Brandkatastrophe. Das Schiff wurde nach Italien geschleppt und der griechische Kapitän verhaftet. Gegen die Verhaftung pro​testierte Griechenland unter Hinweis auf Art. 11 des Über​einkommens über die Hohe See vom 29. April 1958, dem Italien, aber nicht Griechenland angehört, wonach zur Strafverfolgung nur der Flaggen​staat des Schiffes oder der Heimat​staat des Kapitäns zuständig sei. Eine paral​lele Regelung enthält das Überein​kommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die strafrechtliche Zuständigkeit bei Schiffszu​sammenstößen und anderen mit der Führung eines Seeschiffes zusammenhängenden Ereignissen vom 10. Mai 1952, dem Griechenland, aber nicht Italien als Vertragspar​tei angehört. 

Kann der Protest Griechenlands auf vertragliche Ansprüche gestützt werden?

Fall 3

Ch, der im Staat I kein Staatsamt ausübt, aber als sog. Revolutionsführer die politischen Geschicke bestimmt, ruft zum Sturz des Königshauses im Staat S auf. Als S von I die Unterlassung dieser subversiven Propaganda verlangt, wendet die formelle Regierung von I ein, sie könne aufgrund ihres Verfassungsrechts dem Privatmann Ch seine private Meinung nicht verbieten. 

Zu Recht?

Fall 4

A-Land hatte vor 100 Jahren B-Land angegriffen und nach siegreicher Beendi​gung des Krieges Teile des Gebietes von B-Land annektiert. Als heute auf diesem Gebiet reiche Ölfelder gefunden werden, verlangt B-Land von A-Land die Rückgabe des Gebietes. A-Land weigert sich. Daraufhin beschließt B-Land, sich seine Gebiete mit Gewalt zurückzuhoIen. Es schließt zu diesem Zweck mit C-Land einen Vertrag, in dem sich dieses zur Unterstützung von B-Land in diesem Krieg verpflichtet. Als nach Ausbruch des Krieges die Munitionsvorräte B-Lands zur Neige gehen, weigert sich C-Land vertragswidrig, B-Land mit Munition zu beliefern.

Zu Recht?

Fall 5

Der Staat F unterzeichnet 1986 die Seerechtskonvention, die u.a. vorsieht, daß der Tiefseebergbau bei einer internationalen Meeresbehörde monopolisiert wird, die für die jeweiligen interessierten Unternehmen gegen horrende Gebühren Lizenzen erteilt. Der Beitritt bedarf der Ratifikation durch F. 

Wie ist es völkerrechtlich zu beurteilen, wenn F

1.
nach der Unterzeichnung, aber vor der Ratifikation

2.
nach der Ratifikation, aber vor Inkrafttreten der multilateralen Konvention

mit dem Nichtvertragsstaat D einen Vertrag über die gemeinsame Ausbeutung von Tiefseebodenschätzen schließt und mit deren Exploration beginnt?

Fall 6

Die Bundesregierung hat mit Österreich einen Vertrag ausgehandelt, in dem den Staatsbürgern der Vertragsparteien jeweils Niederlassungsfreiheit im Rahmen einer Inländergleichbehandlung garantiert wird. Unter anderem genießen die Staatsangehörigen jeder Vertragspartei danach im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ein freies und ungehindertes Zugangsrecht zu allen Schulen. Nach der Zustimmung des Bundestages zum Vertragsgesetz ratifiziert der Bundespräsident den Vertrag, der daraufhin in Kraft tritt. Das Bundesland B ficht im Verfahren der abstrakten Normenkontrolle vor dem BVerfG das Vertragsgesetz mit der Begründung an, daß der Bund hinsichtlich der Vertragsmaterie kein Vertragsschließungsrecht besitze. Dieses stehe gemäß Art. 32 Abs. 3 GG ausschließlich den Ländern zu. Das BVerfG erklärt das Vertragsgesetz insoweit für nichtig. 

Kann die Bundesrepublik unter Berufung auf dieses Urteil den Vertrag erfolg​reich anfechten?

Fall 7

Der alte Tempel von Preah Vihear steht auf dem Vorgebirge von Dangrek, das die Grenze zwischen Thailand und Kambodscha bildet. Durch einen Vertrag wurde 1907 festgelegt, daß die Grenze der Wasserscheide folgen soll und von einer gemischten Kommission festgelegt werden soll. 1908 wurde aufgrund der Ergebnisse der Kommission eine Karte gefertigt, die das gesamte Gebiet um den Tempel als Bestandteil Kambodschas zeigt. Die Karte wurde jahrzehntelang, auch von Thailand verwendet. 1935 wurde festgestellt, daß eine strikte Grenzziehung nach der Wasserscheide das Gebiet Thailand zuweisen würde. Als 1962 der Streit um das Gebiet vor den IGH kam, focht Thailand u. a. die auf der Karte beruhende Grenzziehung wegen Irrtums an.

Zu Recht?

Fall 8

Zwischen den Staaten A-Land und B-Land ist die territoriale Souveränität über das als wirtschaftlich bedeutungslos angesehene, aber strategisch wichtige Wüstengebiet, das zwischen beiden Staaten liegt, seit langer Zeit umstritten. Als A-Land durch den Preisverfall des Kaffees, dessen Export 90 % seiner Devisen bringt, in eine wirtschaftlich bedrohliche Lage mit Massenarbeitslosigkeit, hoher Auslandsverschuldung und inneren Unruhen gerät, bietet ihm B-Land an, gegen die Anerkennung seiner - B-Lands - territorialer Souveränität über das Wüstengebiet umfangreiche Wirtschaftshilfe zu leisten. Notgedrungen akzeptiert A-Land das Angebot.

Zwei Jahre später werden in dem Wüstengebiet umfangreiche Erdölvorkommen entdeckt. A-Land ficht daraufhin den mit B-Land geschlossenen Vertrag an. Er sei schon deshalb nichtig, weil er durch Zwang herbeigeführt worden sei. B-Land habe die Notlage A-Lands schamlos ausgenutzt. Im übrigen sei wenige Monate vor Vertragsschluß in A-Land eine Verfassungsänderung in Kraft getreten, gemäß der für Bündnis- und Grenzverträge die Zustimmung des A-ländischen Parlaments mit drei Viertel seiner Stimmen und nicht wie bisher mit zwei Drittel erforderlich sei. Der Vertrag sei deshalb nichtig. Schließlich würden auch die geänderten Umstände A-Land zur Lösung von dem Vertrag berechtigen. B-Land widerspricht in allen Punkten dieser Argumentation.

Frage: Wie ist der Streit nach Völkerrecht zu entscheiden? Beide Staaten sind Vertragsparteien der WVRK.

Fall 9

Der französische Postdampfer "Lotus" war auf hoher See mit dem türkischen Schiff "Boz-Court" zusammengestoßen, wobei mehrere Türken an Bord des türkischen Schiffes ums Leben kamen. Nach der Ankunft der "Lotus" in Istanbul wurde der verantwortliche französische Schiffsoffizier zu einer Haftstrafe und einer Geldbuße verurteilt. Frankreich behauptet, die Durchführung von solchen Strafverfahren sei völkerrechtswidrig, da das Völkerrecht den Staaten keine Kompetenz zum Erlaß von Strafvorschriften für außerhalb des staatlichen Hoheitsgebietes begangene Handlungen von der Art, wie sie dem französischen Wachoffizier vorgeworfen wurden, verleihe. Die Türkei hielt dem entgegen, daß - allerdings seltene - Gerichtsentscheidungen ihre Rechtsauffassung stützten. Gegen die Durchführung entsprechender Strafverfahren wurde bisher in der Praxis noch kein Protest erhoben.

Frage: Hat Frankreich oder hat die Türkei Recht? (Fall nach StIGH, Urteil vom 07.09.1927 (Lotus-Fall), PCIJ, Series A, Nr. 10)
Fall 10

Dänemark, die Niederlande und die Bundesrepublik Deutschland streiten sich über ihren Anteil am Festlandsockel. Dänemark und die Niederlande berufen sich auf Art. 6 des Genfer Abkommens von 1958 über den Festlandsockel, der mangels einer Einigung zwischen Nachbarstaaten und vorbehaltlich besonderer Umstände die Regel der Äquidistanz zur Abgrenzung vorsieht. Sie sind Vertragsparteien dieses Abkommens, das die Bundesrepublik zwar unterzeichnet, aber nicht ratifiziert hat. 

Können sie sich gegenüber der Bundesrepublik auf die Äquidistanzregel berufen? (Fall nach IGH, Urteil vom 20.02.1969, ICJ Reports 1969, S. 3)
Fall 11

Im Jahre 1935 erließ Norwegen ein Dekret, welches die für Norwegen vorbehaltene Fischfangzone vor der norwegischen Küste neu begrenzte. Großbritannien bestritt die Rechtmäßigkeit der dabei verwendeten Methode der geraden Basislinien zur Festlegung des Küstenmeeres, soweit die verknüpften Punkte mehr als 10 Seemeilen auseinanderliegen. Diese 10 Meilen-Regel war von vielen Staaten sowohl in ihrem nationalen Recht als auch in völkerrechtlichen Verträgen angewendet worden, Norwegen hatte sich ihr aber ständig widersetzt. 

Ist die 10 Meilen-Regel Gewohnheitsrecht geworden? (Fall nach IGH, Urteil vom 18.12.1951, ICJ Reports 1951, S. 115)
Fall 12

Im Jahre 1945 proklamierte der US-Präsident Truman einen Anspruch der USA auf den Festlandsockel. Im Anschluß an die Proklamation wurden keine Proteste laut, und zahlreiche andere Staaten erließen ähnliche Proklamationen. 

Welche Schlüsse sind aus diesen Reaktionen im Hinblick auf die Entstehung von Völ​kergewohnheitsrecht zu ziehen?

Fall 13

Nach einer erfolglosen Militärrebellion in Peru im Oktober 1948 war der Politiker Haya de la Torre unter Anklage gestellt worden. Dieser suchte im Januar 1949 Zu​flucht in der kolumbianischen Botschaft im Lima. Auf das Herausgabeersuchen Perus erwiderte Kolumbien, es gewähre Haya de la Torre politisches Asyl. Es berief sich dabei auf die Staatenpraxis in Südamerika.

Welcher völkerrechtliche Rechtfertigungsgrund kommt für die Ansicht Kolumbiens in Frage? Welche Voraussetzungen müssen dafür vorliegen? (Fall nach ICJ Rep. 1950, S. 265)

Fall 14

Dänemark mußte 1814 das Königreich Norwegen an Schweden abtreten. Von dieser Abtretung wurde u.a. Grönland ausdrücklich ausgenommen. Seitdem stand Däne​mark auf dem Standpunkt, daß seine Souveränität ganz Grönland umfasse und ver​suchte in den Jahren 1915 - 1921, für diesen Standpunkt eine internationale Aner​kennung zu bekommen. In diesem Zusammenhang kam es 1919 zu einer Aussprache zwischen dem norwegischen Außenminister Ihlen und dem dänischen Gesandten. Letzterer erklärte damals, daß Dänemark kein Interesse an Spitzbergen habe und sich den Wünschen Norwegens nicht wider​setzen werde. Zu der Erwartung Dänemarks, Norwegen werde in der Grön​landfrage keine Schwierigkeiten machen, erklärte Ihlen zunächst, daß die Frage geprüft werden wird. Nachdem er seine Kabinettskollegen un​terrichtet hatte, erklärte er dem dänischen Gesandten, "daß die norwegische Regie​rung bei der Regelung dieser Angelegenheit keine Schwierigkeiten machen werde". In der Folge weigerte sich Norwegen aber nicht nur, die Souveränität Dänemarks über ganz Grönland anzuerkennen, sondern proklamierte sogar die lnbesitz​nahme der Ostküste Grönlands. 

Wie ist die Erklärung lhlens und das darauf erfolgende Verhalten Norwegens völker​rechtlich zu würdigen?

Fall 15

1973 beantragten Australien und Neuseeland, der IGH möge weitere Kernwaffen​versuche Frankreichs in der Atmosphäre im Südpazifik als mit dem Völkerrecht un​vereinbar erklären und anordnen, daß Frankreich keine solchen Versuche mehr aus​führen soll. Obwohl der IGH anordnete, daß Frankreich während der Anhängig​keit dieses Verfahrens keine solchen Versuche ausfüh​ren darf, wurden zwei weitere Ver​suchsserien gemacht. Zu diesen erklärten der französische Staatspräsident bzw. der Verteidigungsminister mehrmals gegen​über Neuseeland bzw. vor der Generalver​sammlung der Vereinten Nationen, daß diese Versuchsserien die letzten dieser Art seien und Frankreich bei nor​malem Verlauf der Ereignisse zu unterirdischen Versu​chen übergehen könne. In der letzten dieser Erklärungen wurde die Einschrän​kung "bei normalem Verlauf der Ereignisse" bewußt weggelassen. 

Welchen Einfluß können diese Erklärungen auf die Klagen vor dem IGH ha​ben?

Fall 16

A hatte in Nigeria Kunstgegenstände erworben und wollte sie unter Verstoß gegen ein nigerianisches Ausfuhrverbot von Kunstgegenständen mittels Seetransport nach Deutschland bringen. Der Transport wurde bei der B-Versicherung gegen Verlust versichert. Als die Kunstgegenstände in Deutschland nicht ankamen, nahm A die B-Versicherung aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch. Diese wendet ein, der Versicherungsvertrag sei wegen Verstoßes gegen das nigerianische Ausfuhrverbot unwirksam. Die UNESCO hat in einer Resolution beschlossen, daß die unzulässige Ausfuhr von Kulturgut der Verständigung der Nationen im Wege stehe und ein entsprechendes internationales Übereinkommen ausgearbeitet. Das Übereinkommen ist in Deutschland dem Bundestag und dem Bundesrat zur Beschlußfassung zugeleitet worden, aber noch nicht in Kraft. 

Prüfen Sie die Aussichten der Klage des A.

Fall 17

B, ein Bürger der Bundesrepublik Deutschland, wurde im Jahre 1972 bei einem Liegenschaftserwerb in Österreich gemäß dem Tiroler Grundverkehrsgesetz von 1970 als Ausländer mit einer Kaution belegt. B bekämpfte den Bescheid u.a. mit der Begründung, der österreichisch-deutsche Handelsvertrag vom 12. April 1930 räume ihm Meistbegünstigung und mittelbar Gleichstellung mit Inländern ein. Verträge der Ersten Republik werden in Österreich im allgemeinen als weitergeltend angesehen. Der betreffende Vertrag ist auch nie außer Kraft gesetzt, jedoch nach dem Krieg auch nicht mehr angewendet worden. Auf seiner Anwendung hatte die Bundesrepublik Deutschland auch nie bestanden, auch war er in einschlägigen Vertragsverzeichnissen und auch im Fundstellennachweis B zum Bundesgesetzblatt nicht aufgeführt. 

Konnte sich B noch auf den Vertrag berufen?

Fall 18

Dem deutschen Staatsangehörigen A, der in der Bundesrepublik weder seinen Wohnsitz noch seinen dauernden Aufenthalt hat, wurde durch Urkunde die Staatsbürgerschaft des Fürstentums Sealand verliehen. Das Fürstentum Sealand ist eine frühere, inzwischen aufgegebene englische Flakstellung, die sich außerhalb der Hoheitsgewässer vor der Südküste Großbritanniens befin​det. Die Flakstellung ist eine künstliche Insel, die durch starke Pfeiler mit dem Meeresgrund verbunden ist. Sie hat eine Größe von ca. 1300 m2. Diese Insel wurde von einem britischen Major besetzt, der dort die "Principality of Sealand" ausrief. Er gab dem Fürstentum eine Verfassung und ernannte sich selbst zum Staatsoberhaupt. An über 100 Personen wurde die Staatsangehörigkeit von Sealand verliehen. Als A bei der zuständigen deutschen Behörde den Antrag auf Feststellung stellte, daß er seine deutsche Staatsangehörigkeit durch die Verleihung der Staatsangehörigkeit von Sealand verloren habe, lehnte die Behörde dies mit der Begründung ab, bei dem Fürstentum Sealand handle es sich um keinen Staat im Sinne des Völkerrechts. Daraufhin erhob A Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht und brachte vor, Sealand sei ein eigenständiger Staat, da er alle Voraussetzungen eines Staates im Sinne des Völkerrechts erfülle. Es lebten ständig 30 bis 40 Personen auf der Insel, denen die Verteidigung obliege. Die Anerkennung durch andere Staaten stehe unmittelbar bevor. 

Ist die Argumentation des A richtig?

Fall 19

Der deutsche Staatsangehörige Nottebohm hatte seinen Wohnsitz in Guatemala, wo er auch geschäftlich tätig war. Unmittelbar nach Ausbruch des zweiten Weltkriegs reiste er zu seinem Bruder nach Liechtenstein, wo er nach nur kurzem Aufenthalt die Staatsbürgerschaft erwarb und sich sodann mit einem liechtensteinischen Paß wieder nach Guatemala begab. Nach Eintritt Guatemalas in den Krieg gegen das Deutsche Reich wurde Nottebohm als Staatsangehöriger eines Feindstaates interniert, sein Vermögen konfisziert. Nach Ende des Krieges macht Liechtenstein die Rechte Nottebohms gegen Guatemala geltend. Zu Recht?

Fall 20

1968 klagte ein Österreicher gegen seinen Vater in der DDR auf Unterhalt. 

Stand der Anwendung des Rechtes der DDR die Tatsache entgegen, daß Österreich die DDR damals noch nicht als Staat anerkannt hatte? 

Fall 21

Im Januar 1917 ergreift Tinoco nach einem Staatsstreich die Macht. Seine Regierung schließt dann Verträge mit britischen Gesellschaften. Nach Tinocos Rückzug im Jahre 1919 wurde die alte Ordnung wieder hergestellt und ein Gesetz erlassen, das alle Akte und Verträge Tinocos für nichtig erklärt. Großbritannien forderte daraufhin Schadenersatzzahlungen für seine Bürger, die dadurch Schäden erlitten haben, dass sie auf den Bestand der zur Zeit Tinocos Herrschaft für Costa Rica abgeschlossenen Verträge vertrauten. 

Steht dieser Klage entgegen, dass Tinocos Regime von Großbritannien nie anerkannt worden war, weder faktisch noch rechtlich?

Fall 22

Im Januar 1991 kaufte Somalia Reis, der auf dem Schiffswege in die Hauptstadt gebracht werden sollte. Als das Schiff am Haften von Mogadischu ankam, befand sich Somalia im Bürgerkrieg. Der Kapitän legte daher wegen akuter Gefahren nicht an. Nachdem der Streit über die Ausladung der Ware die britischen Gerichte beschäftigte, ordnete ein britisches Gericht an, dass die Ware verkauft und das Geld bei Gericht hinterlegt wird, bis es Somalia ausbezahlt werden kann. Im Juli 1991 wurde eine internationale Konferenz einberufen, auf der M und Q als vorläufige Staatspräsidenten und Regierungschef ernannt wurden. Im Januar 1992 begehrte Q daraufhin die Freigabe des Geldes beim britischen Gericht. Das Gericht fragte sich, ob es die Auszahlung an Q vornehmen dürfe, da die britische Regierung die neue Regierung Somalias nicht anerkannt hatte und sich erhebliche Zweifel an deren Stabilität stellte, zumal die Regierung bisher keine stabile Verwaltungskontrolle über Somalia aufgebaut hatte.

Fall 22a

Der schwedische Graf Bernadotte war als Vermittler der UNO im Palästina-Konflikt tätig und wurde in Palästina ermordet. Es stellte sich dann die Frage, ob die UNO selbst (und nicht Schweden) Wiedergutmachungsansprüche für die von ihm/seiner Familie erlittenen Schäden auf völkerrechtlicher Ebene selbst geltend machen kann, da er in Diensten der UNO stand und in diesem Dienst ums Leben kam. Die UNO-Generalversammlung erbat hierzu ein Rechtsgutachten nach Art. 96 UN-Charta beim IGH.

(Fall nach IGH, Gutachten vom 11.4.1949, „Bernadotte Fall“, ICJ Reports 1949, 174)

Fall 23

Bei der im Versailler Vertrag vorgesehenen Übernahme der Danziger Eisenbahnen durch die polnische Staatseisenbahn waren im sog. endgültigen Beamtenabkommen von 1921 zwischen Polen und Danzig die Stellung und die Rechte der in den polnischen Staatsdienst übertretenden Danziger Eisenbahner eingehend geregelt worden. Einige dieser Beamten erhoben später, gestützt auf dieses Abkommen, vor den Danziger Gerichten finanzielle Ansprüche gegen den polnischen Staat. Polen bestritt die Zuständigkeit der Danziger Gerichte. 

Wie muß der Vertrag ausgestaltet sein, daß die Eisenbahner Rechte aus ihm herleiten und vor den Danziger Gerichten einklagen können?

Fall 24:

Im Staate S besetzt eine Gruppe Terroristen mit Waffengewalt eine Ölraffinerie und nimmt mehrere dort arbeitende Ingenieure aus dem Staate U als Geiseln. Die Terroristen drohen, die Geiseln umzubringen, falls S nicht mehrere Gesinnungsgenossen, die u.a. wegen Mordes in Haft sind, freiläßt. Als sich die Verhandlungen von S mit den Terroristen bereits mehrere Wochen erfolglos hinziehen und S keine Anstalten macht, die Geiseln zu befreien, landen ohne Zustimmung von S Fallschirmjäger aus U bei der Raffinerie und befreien die Geiseln. S protestiert gegen diesen "flagranten Völkerrechtsverstoß".

Zu Recht ?

Fall 25:

Der ruritanische Botschafter in Bonn beauftragt den dort ansässigen Malermeister Klecksel, die Fassade der Botschaft neu zu streichen und die Zimmer zu tapezieren. Als Klecksel nach Fertigstellung der Arbeiten angemessene 6.000 € in Rechnung stellt, teilt ihm der nach einem Umsturz in Ruritanien neu nach Bonn berufene Botschafter mit, eine derartige verschwenderische Ausgabe könne von der neuen Regierung nicht genehmigt werden. Als Klecksel beim Landgericht Bonn auf Zahlung des Werklohnes klagt, wendet Ruritanien ein, das Landgericht sei wegen der Staatenimmunität gar nicht zuständig. 

Zu Recht?

Fall 26:

In den frühen Morgenstunden des 2. Dezember 1956 fuhr in Wien ein Volks​wagen mit einem polizeilichen CD-Kennzeichen von hinten mit solcher Wucht auf einen ordnungsgemäß geparkten Kraftwagen auf, daß dieser völlig zer​trümmert wurde. Der Volkswagen wurde durch einen schwer betrunkenen An​gestellten der US-Botschaft in Wien gelenkt, der im Auftrag der Botschaft vom Flughafen Post abholen sollte. Als sich die Botschaft weigert, den Schaden zu bezahlen, klagt der Geschädigte vor dem zuständigen Zivilgericht. Die beklagte Partei wendet die Unzuständigkeit des Gerichts wegen Staatenimmunität ein. 

Zu Recht?

Fall 27:

Als Klecksel (Fall 25) gegen Ruritanien ein obsiegendes Urteil erhält, Ruritanien aber immer noch nicht zahlt, beantragt er die Zwangsvollstreckung in das Konto der ruritanischen Botschaft in Bonn bei einer deutschen Bank. 

Ist diese möglich?

Fall 28

Der griechische Staatsangehörige Mavrommatis hatte Anfang 1914 mit der Stadt Jerusalem einen Vertrag über die Erteilung von Konzessionen geschlossen, deren Ausführung dann aber wegen des drohenden Kriegsausbruches aufgeschoben wurde. Nach Schaffung des britischen Mandats über Palästina 1920 weigerte sich die britische Regierung, Mavrommatis früher erworbene Rechte zu achten. Daraufhin erhob die griechische Regierung beim Ständigen Internationalen Gerichtshof Klage gegen Großbritannien. 

War sie dazu berechtigt?

Fall 29

Die Barcelona Traction, Light and Power Company Ltd. war eine Aktiengesellschaft, welche in Kanada registriert war und dort auch ihren Geschäftssitz hatte. Etwa 80 % des Aktienkapitals war jedoch im Eigentum von Belgiern. Die Gesellschaft hatte mehrere Tochtergesellschaften in Spanien. Durch eine Reihe von Maßnahmen der spanischen Behörden wurden die Tochtergesellschaften für bankrott erklärt, liquidiert und ihr Vermögen in spanische Hände übertragen. Daraufhin versuchte Belgien, für diese Maßnahmen Schadenersatz gegen Spanien durchzusetzen. 

War es dazu berechtigt?

Fall 30

Im Mai 1946 wurden britische Kriegsschiffe bei der Durchfahrt durch den Korfu-Kanal von albanischer Seite beschossen. Albanien war der Ansicht, die Durchfahrt fremder Schiffe bedürfe einer vorherigen Anzeige und Genehmigung Albaniens. Großbritannien beanspruchte dagegen ein freies Durchfahrtsrecht und versuchte im Oktober 1946, mit mehreren Kriegsschiffen die Durchfahrt durch den Kanal zu erzwingen. Dabei liefen zwei Zerstörer auf Minen, wobei zahlreiche Menschen ums Leben kamen und erheblicher Sachschaden entstand. 

Hätte Albanien Großbritannien vor der Verminung des Kanals warnen müssen?

Fall 31

1913 - 1921 wurden in der damaligen spanischen Protektoratszone in Marokko britischen Staatsangehörigen und Schutzbefohlenen u.a. durch Aufstände der Kabylen und durch deren Niederwerfung seitens spanischer Truppen erhebliche Schäden zugefügt. 

Ist Spanien Großbritannien dafür völkerrechtlich verantwortlich?
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